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Zur Auskunft nicht verpflichtet 
 

Dass Verwaltungsgericht Sigmaringen stärkt in seinem Urteil vom 10.07.2026 (Az.: 9 K 

2696/24) die Rechte eines Landwirts.  

Ein Bürger hatte zuvor über das Portal „FragDenStaat“ bei einem Landratsamt in Baden-

Württemberg Auskunft über die von dem betroffenen Landwirt verwendeten 

Pflanzenschutzmittel beantragt. Über das Portal „FragDenStaat“ kann jede Person 

Auskunftsanfragen an deutsche Behörden stellen. Sein Auskunftsbegehren stützte der Bürger 

auf das baden-württembergische Umweltverwaltungsgesetz (UVwG), das jedermann 

voraussetzungslos Zugang zu Umweltinformationen gewährt.  

 

Bei dem betroffenen Landwirt handelte es sich um den Vorsitzendenden eines 

Kreisbauernverbands und Vorstandsmitglied des Landesbauernverbands. Die Behörde gab 

dem Antrag zunächst statt und forderte den Landwirt zur Auskunft auf. Dieser klagte daraufhin 

vor dem VG Sigmaringen gegen die ihm auferlegte Auskunftspflicht und gewann. Nach Ansicht 

des VG Sigmaringen war der Landwirt nicht zur Auskunft verpflichtet. 

 

Das Umweltinformationsrecht verlange zwar kein rechtliches Interesse des Bürgers an den 

erbetenen Informationen. Der Auskunftsanspruch sei aber durch das gesetzlich 

festgeschriebene Missbrauchsverbot begrenzt. Im vorliegenden Fall sei das Gesamtbild 

ausschlaggebend, da der interessierte Bürger für seine Anfragen bundesweit nur Betriebe von 

Bauernverbandsfunktionären ausgewählt habe, ohne räumlichen oder fachlichen 

Zusammenhang, zeitlich aber mit den Bauernprotesten im Januar 2024 zusammenhängend. 

Das v om Bürger erklärte Ziel, „private Interessen“ der Funktionäre hinter ihrer Verbandsarbeit 

aufzudecken, wertete das Gericht nicht als legitimes Umweltinteresse, sondern als unzulässige 

Ausforschung Dritter. Das Informationsrecht diene der öffentlichen Meinungsbildung, nicht der 

persönlichen Druckausübung auf einzelne Funktionsträger. 

 

Warum ist das Urteil interessant? 

Bei dem Umweltverwaltungsgesetz handelt es sich um Landesrecht Baden-Württembergs. In 

den übrigen Bundesländern gibt es jedoch ebenfalls vergleichbare Gesetze, beispielsweise das 

Thüringer Umweltinformationsgesetz, das Sächsische Umweltinformationsgesetz oder das 

Umweltinformationsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt. Für Bundesbehörden gilt das 

Umweltinformationsgesetz des Bundes. Alle Gesetze regeln, dass jede Person bis zur Grenze 

des Missbrauchs Anspruch auf Zugang zu Umweltinformationen hat, ohne ein rechtliches 

Interesse darlegen zu müssen. Umweltinformationen sind Daten über u. a. Maßnahmen oder 

Tätigkeiten, die sich auf Umweltbestandteile wie Luft und Atmosphäre, Wasser, Boden, 

Landschaft und natürliche Lebensräume auswirken.  
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Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln fällt daher in den Bereich der Umweltinformationen. 

Gleiches gilt für die übrige landwirtschaftliche Tätigkeit. Den wenigsten Landwirten dürften 

vermutlich die gesetzlichen Regelungen der Umweltinformationsgesetze bekannt sein.  

 

Das Urteil des VG Sigmaringen zeigt, dass sich Betriebe und Funktionsträger, die von einem 

solchen Auskunftsersuchen betroffen sind, gegen die sie belastenden Bescheide wehren und 

ggf. die zuständigen Behörden auf mögliche Missbrauchsmuster hinweisen sollten. Zu diesen 

Mustern gehört zum Beispiel die Häufung gleichartiger Anfragen sowie die Auswahl der zur 

Auskunft herangezogenen Landwirte allein nach Funktion statt nach sachlichen Kriterien. Das 

Urteil ist nach derzeitigem Kenntnisstand allerdings noch nicht rechtskräftig. 
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